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Die Einleitung des Satzungsverfahrens
ist vom Stadtentwicklungsausschuss
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BauGB  beschlossen worden.

( am                    ) nach § 3 Abs. 1
BauGB stattgefunden.
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Es wird bescheinigt, daß diese Planun-
unterlage den Bestimmungen des
§ 1 Abs.2 Planz. V 9O entspricht.
( Stand                              )
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Oberbürgermeister Oberbürgermeister
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Im Auftrag
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lichen Bauweisen

1. Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die allgemein zulässigen Nutzungs-
          arten gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauNVO nicht zulässig; zulässig 
          sind nur Wohngebäude gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO.

2. Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3
          BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

3.       Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schallschutzmaß-
          nahmen an den Außenbauteilen von Aufenthaltsräumen nach DIN
          4109 (Schallschutz im Hochbau/Ausgabe Nov. 1989) entsprechend
          den in der Planzeichnung gekennzeichneten Lärmpegelbereichen zu 
          treffen. Die hieraus resultierenden Bauschalldämm-Maße für Außen-
          bauteile oder Geschosse können im Einzelfall unterschritten werden, 
          wenn im Baugenehmigungsverfahren der notwendige Lärmschutz 
          durch Berechnung nachgewiesen wird. Die schalltechnische Unter-
          suchung vom 28. April 2009 (grasy+zanolli) kann hierzu herangezo-
          gen werden. Schlaf- und Kinderzimmer sind mit fensterunabhängigen
          Lüftern auszurüsten.

4.       Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ist die festgesetzte Lärmschutz-
          wand mit selbstklimmenden Rankgewächsen sowie durch die An-
          pflanzung von Sträuchern flächendeckend und allseitig einzugrünen.

Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB wird die nach § 19 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) durch Verordnung festgesetzte Wasserschutzzone IIIA der Was-
sergewinnungsanlagen Weiler und Worringen/Langel nachrichtlich in das 
Plangebiet übernommen.

1 Das Plangebiet ist durch Verkehrslärm belastet.

2. Niederschlagswasser ist gemäß § 51a LWG örtlich zu versickern.

3. Es gilt das Baugesetzbuch vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der
          bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.

4. Es gilt die Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132).

5. Es gilt die Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S.
          58) .
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